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Das Volk, abgewickelt
Plädoyer für ein Plebiszi t  über das erneuerte Grundgesetz/Von Ernst Gott fr ied Mahrenholz

I  m Wahl jahr  s teh t  das  Vo lk  inmi t ten .

I E. ist nicht ztf ,  übersehen. Es
I wird gefragt, zur Person der bei-
den Spitzenkandidaten und zur Sa-
che.

Beiseite gelassen wird, wovon die Po-
litiker nicht reden wollen. Wenn sie ein-
trächtig nicht wollen, werden auch die
Medien nicht davon reden. Diese Rech-
nung geht fast immer auf. Sternstunden
im trockenen Geschäft des Buhlens um

G r u n d g e s e t z

sollte den vier Mächten und den europäi-
schen Nationen sagen, daß es keine wei-
teren Vereinigungs- und damit Gebiets-
ansprüche gibt. Der Sache nach ist der
Artikel also unverändert geblieben; von
dieser Beschlußfassung des Volkes ist, in
Übereinstimmung der Unionsparteien
und der Liberalen mit den Sozialdemo-
kraten, nicht weiter die Rede. Was besagt
Artikel 146, und was besagt er nicht?

Der Satz hat nicht den banalen Inhalt,
daß das Grundgesetz so lange währen sol-

le, bis es - irgendwann - eine neue Ver-
fassung gibt. Dergleichen stand noch nie
in einer Verfassung. Von einer neuen
Verfassung spricht der Artikel auch gar
nicht. Er spricht von einer Verfassung,
die das Grundgesetz ablöst.

Der Sinn dieser Bestimmung er-
schließt sich, einfach genug, wenn man
sich die Lage des Parlamentarischen Ra-
tes im Jahre 1949 vor Augen hält.  Er
schuf eine Verfassung, aber nur für ei-
nen Tei l  des Volkes. Deswesen be-

nannte er sie auch nicht mit
dem gebührenden Namen
,,Verfassung", sondern nann-
te sie , ,Grundgesetzl ' ,  Und
deshalb besagt Art ikel 146
GG, daß das Grundgesetz sei-
ne Gültigkeit verlieren soll,
wenn das Yolk eine Verfas-
szng beschließt. Durch die-
sen Beschluß soll die Verfas-
sung zu der des Volkes wer-
den.

Daß das wirklich ge-
schieht, wenn das deutsche
Volk in Freiheit wieder ver-
eint ist, war für den Grundge-
setzgeber, wie Art ikel 146
zeigt, wv erz\chtbar. D e r Be-
zugs- und Zeitpunkt für diese
Beschlußfassung ist hiernach
diejenige pol i t ische Lage, in
der das deutsche Volk in
freier Entscheidung über ei-
ne Verfassung beschließen
kann.

Die Fassung der Präambel
des Grundgesetzes, die es
von 1949 bis 1990 gehabt hat,
zeigt dies: , ,Das gesamte
deutsche Volk bleibt aufge-
fordert, in freier Selbstbe-
stimmung die Einheit und
Fre iheit Deutschlands z1r
vol lenden." Carlo Schmid,
Vorsitzender des Hauptaus-
schusses des Parlamentart-
schen Rates ,  dem wi r  d ie  me i -
sten Grundsatzaussagen zum
Grundgesetz verdanken, äu-
ßerte sich hierzu unzweideu-
trg:

Auch der Beitr i t t  al ler deut-
schen Gebiete wird dieses
Grundgesetz nicht zu einer ge-
samtdeutschen Verfassung
machen können. Diese wird es
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Volkes Gunst.
Zv Zeit geschieht dies

wieder. Da hat eine Verfas-
sungskommission aus Mit-
gliedern des Bundestages
und des Bundesrates getagt.
Sie schlägt Verfassungsände-
rungen vor, nach umfassen-
den Beratungen, die nach
den Worten von Rupert
Scholz (CDU), einern der
Vorsitzenden, sogar den

DDR-Verfassungsentwurf
des Runden Tisches umfas-
sen sol l ten; diese Vorschläge
sollen nun von Bundestag
und Bundesrat beschlossen
werden-

Es is t  n ich t  gar  so  v ie l ,
manche hätten hier gern
mehr  oder  anderes  gesehen,
andere l ieber weniger. Aber
nun ist es soweit: Bundestag
und Bundesrat beraten über
diese Vorschläge. Bis zur
Bundestagswahl soll alles rn
trockenen Tüchern sein.

Und dann? Da g ib t  es  e i -
nen Schlußart ikel 146 im
Grundgesetz (GG):

Dieses Grundgesetz, das
nach Vollendung der Ein-
heit und Freiheit  Deutsch-
lends für das gesamte
deutsche Volk gi l t ,  verl iert
seine Gült igkeit  an dem Ta-
ge, an dem eine Verfas-
sung in Kraft tr i t t ,  die von
dem deutschen Voike in
freier Entscheidung be-
schlossen worden ist.

Die Bestimmung gehört
zum Urgestein der westdeut-
schen Verfassungsgosetzge-
bung, allerdings ohne den
ersten Relat ivsatz. Er war
vereinigungsbedingt und

Ernst Gottfried Mahtenholz
amtierte bis zur vorigen Woche als Vizepräsident des Bundes-
verfassungsgerichts. Der Sozialdemokrat, 64, einst Kultusmi-
nister in Hannover, erregte Aufsehen durch eine Reihe abwei-
chender Voten im Karlsruher Zweiten Senat - etwa 1984 für
ein Abstimmungsrecht des Bundestages zur Nachrüstung. Ge-
gen die Absicht der Parteien empfiehlt der Staatsrechtler eine
Volksabstimmung zum revidierten Grundgesetz, das Ergän-
zungen zum Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen, zur
Achtung ethnischer Minderheiten und zum Recht der Länder
auf Neugliederung erhalten soll.


